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Umdeckung in der 
Krankenversicherung
Das Oberlandesgericht (OLG) Hamm hat Standards einer beratungsfehlerfreien 
Wechselempfehlung für Krankenversicherungen entwickelt, die die Umdeckung 
nicht zum Closed Shop machen.

EinVersicherungsmakler beriet 
ein Ehepaar zum Wechsel sei-
nes privaten Krankenversiche-

rers (PKV). Während der Beraung wahrte 
er die gesetzlichen Anforderungen nicht. 
Daraufhin verurteilte das OLG Hamm 
ihn dazu, dem Kunden sämtliche Schäden 
zu ersetzen, die diesem und seiner Ehefrau 
durch den Wechsel entstanden sind. 

Rate der Makler zur Umdeckung, sei 
ihm besondere Sorgfalt abzuverlangen, 
wenn es um einen Versichererwechsel in 
einem existenziell bedeutsamen Bereich 
gehe, in dem Versicherungsschutz nicht 
ohne Gesundheitsprüfung erlangt wer-
den kann. Dies stelle besonders hohe An-
forderungen an die Beratung, da Kunden 
weder eine Deckungslücke noch eine 
Verschlechterung des Versicherungs-
schutzes in Kauf nehmen wollen.

Der Makler müsse dem Kunden einen 
nachvollziehbaren und geordneten Über-

blick über alle wesentlichen leistungs- 
und beitragsrelevanten Unterschiede der 
bestehenden und der angebotenen Versi-
cherung geben. Eine fehlende Übertrag-
barkeit von Alterungsrückstellungen 
stelle dabei einen tragenden Beratungs-
aspekt dar, auch wenn der Kunde eine 
Beitragsreduzierung wünsche. 

Vor dem Versichererwechsel müsse ein 
Tarifwechsel erwogen werden, um den 
Verlust von Alterungsrückstellungen zu 

vermeiden. Außerdem sei der Kunde dar-
über aufzuklären, dass er Vorerkrankun-
gen und Ähnliches wahrheitsgemäß ange-
ben müsse. Auf die Gefahren von falschen 
beziehungsweise fehlerhaft beantworteten 
Gesundheitsfragen müsse der Makler hin-
weisen. Die Beratungspflicht erstrecke 
sich auf gesundheitliche Vo-raussetzun-
gen für einen erfolgreichen Wechsel. Falls 
erforderlich, müsse der Makler vom 
Wechsel des Krankenversicherers abraten.

Kompakt

	■ Der Rat, den privaten Krankenversicherer zu wechseln, erfordert eine Übersicht 
wesentlicher leistungs- und beitragsrelevanter Unterschiede.

	■ Sind erhebliche Alterungsrückstellungen gebildet, muss der Kunde darüber auf-
geklärt werden, dass er das entscheidende Instrument zur Beitragsstabilisierung 
im Alter verliert.

	■ Von der vorrangigen Prüfung eines Tarifwechsels darf der Makler nur absehen, 
wenn er den Kunden da-rüber informiert.

PKV
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Mit dem Hinweis auf Versicherungs-
bedingungen ist es nicht getan, so der Se-
nat. Dies führe dem Kunden Deckungs-
lücken nicht vor Augen. Wer damit 
werbe, dass der Bestandsversicherer künf-
tig höhere Beiträge erwarten lasse als der 
empfohlene, müsse Möglichkeiten einer 
künftigen Beitragsersparnis darstellen, 
und zwar auch unter Berücksichtigung 
der mit einem Wechsel verbundenen 
Nachteile und unter Offenlegung aller 
Risiken, die die angestrebte Beitragssta-
bilität gefährden können. Nicht hinrei-
chend kläre der Makler über Auswirkun-
gen des Verlustes der Alterungsrückstel-
lungen auf, wenn er lediglich auf den Ver-
lust derselben hinweise, ohne zu erklären, 
welche genauen Folgen dies haben kann.

Auch ein allgemeines Merkblatt zu den 
Folgen des Verlusts von Alterungsrück-
stellungen genüge nicht den Anforderun-
gen an die Beratung, wenn dies nicht er-
läutert wird. Es müsse erkennbar gemacht 
werden, wie sich der Verlust der Alte-
rungsrückstellungen konkret auswirken 
könnte, und zwar in einer exakten Summe 
oder Größenordnung. Zumindest aber 
müsse der Makler erläutern, dass Alte-
rungsrückstellungen der Beitragsstabili-
sierung im Alter dienen und dieses Inst-
rument im Falle eines Wechsels des Kran-
kenversicherers entfällt, und zwar mit ei-
ner von ihm nicht prognostizierbaren 
Auswirkung auf die künftige Beitragslast. 
Dabei sei hervorheben, dass verlorene Al-
terungsrückstellungen potenziell dem an-
gestrebten Ziel entgegenwirken, eine ge-
ringere Beitragslast zu erreichen. Jeden-
falls müsse der Makler offenlegen, dass es 
kaum möglich sei, konkrete Auswirkun-
gen des Verlustes der Alterungsrückstel-
lungen für die Beitragsentwicklung zu 
prognostizieren, weshalb der Kunde nicht 
sicher sein kann, ob der Wechsel zu einer 
nachhaltigen Beitragsersparnis führt.

Stelle der Makler allein auf eine von 
ihm erwartete und zahlenmäßig nicht ein-
mal abgeschätzte Beitragsentwicklung 
ohne Alterungsrückstellung ab, genüge 
dies nicht den gesetzlichen Anforderun-
gen an die Beratung. Ebenso wenig reiche 
es, wenn der Makler nur darauf verweise, 

dass er die erhoffte günstigere Beitragsent-
wicklung nicht garantieren könne. Wenn 
der Einfluss der Alterungsrückstellungen 
nicht so gering sei, dass sie erkennbar ver-
nachlässigt werden könnten, erwiesen sich 
auch allgemeine Aussagen über die mög-
liche Beitragsentwicklung als beratungs-
fehlerhaft, die Alterungsrückstellungen 
unberücksichtigt lassen. Zumindest 
müsse der Makler darauf hinweisen, dass 
der Kunde mit den Alterungsrückstellun-
gen ein möglicherweise ganz maßgebli-
ches, entscheidendes In-strument zur Bei-
tragsstabilisierung im Alter verliere.

Eine fundierte Einschätzung  
ist  ausreichend
Die Prognose, der neue Krankenversiche-
rer sei günstiger, beruhe nicht auf einer 
hinreichenden Grundlage, wenn keine 
konkrete, auf die Situation der versicher-
ten Personen bezogene Schätzung vorge-
nommen werde. Der Hinweis auf die Bei-
tragsentwicklung der vergangenen  zehn 
Jahre, die zu einer deutlichen Erhöhung 
geführt hat, genüge den Anforderungen 
an eine Beratung nicht, wenn deren Eig-
nung als Prognosegrundlage nicht näher 
untersucht wird und der Makler daneben 
nur auf allgemeinere Einschätzungen des 
bisherigen Tarifs und des neuen Tarifs bei 
dem empfohlenen neuen Krankenversi-
cherer abstellt. Dass der Makler Informa-
tionsquellen aus Fachzeitschriften, sons-
tigen Fachinformationen sowie Ratings 
verwerte, rechtfertige nicht die Außer-
achtlassung individueller Einflussfakto-
ren des Verlusts der Alterungsrückstel-
lungen.

Das Gericht stellte aber auch klar, dass 
der Makler eine Beratung nicht schuldet, 
die sich in der Zukunft möglicherweise als 
im Ergebnis noch vertretbar darstellen 
muss. Vielmehr reiche es aus, wenn der 
Makler eine fundierte Einschätzung ab-
gebe, bei der er dem Kunden zumindest 
die wesentlichen Faktoren erläutere, die 
Einfluss auf Eintritt, Ausbleiben und Um-
fang einer künftigen Beitragsersparnis 
nehmen können. So eröffne er dem Kun-
den die Möglichkeit, seine Empfehlung in 
ihren Grundzügen nachzuvollziehen und 

sich in Kenntnis der wesentlichen Fakto-
ren für oder gegen den Rat zu entscheiden.

Von erkennbarer Bedeutung für die 
Tragfähigkeit einer Prognose, die Bei-
tragslast ließe sich durch eine Umdeckung 
verringern, und damit offenlegungspflich-
tig, sind nach dem Urteil Informationen 
dazu, dass der Fortfall der Alterungsrück-
stellungen einen vom Makler nicht prog-
nostizierten oder auch nicht prognosti-
zierbaren Einfluss auf die künftige Bei-
tragslast nehmen kann.  Dies gilt auch für 
den Umstand, dass der Makler die Mög-
lichkeit eines die Alterungsrückstellungen 
erhaltenden Tarifwechsels nicht hinrei-
chend checkte. Grundsätzlich habe der 
Makler zwar zu prüfen, ob sich ein dem 
Kunden günstiges Ergebnis auch durch ei-
nen Tarifwechsel erzielen lasse. Sehe er da-
von ab, müsse er darauf hinweisen. Darü-
ber, dass er ohne Prüfung der individuel-
len Wechselmöglichkeiten die Auffassung 
vertritt, ein möglicher Tarifwechsel sei 
teurer als ein Neuabschluss, müsse er auf-
klären. Ob die Prüfung einen wechselge-
eigneten Tarif mit günstiger(er) Beitrags-
pro-gnose ergeben hätte, sei unerheblich, 
wenn die Pflichtverletzung darin liege, 
einen Anbieterwechsel zu empfehlen, 
ohne darauf hinzuweisen, dass die Mög-
lichkeit eines Alterungsrückstellungen 
erhaltenden Tarifwechsels nicht geprüft 
worden ist.� ■

Verfasst von Jürgen Evers, 

Rechtsanwalt der Kanzlei 
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Mehr Infos

Tipps und Informationen rund ums 
Thema Vertriebsrecht finden Sie 
unter www.evers-vertriebsrecht.de, 
der Website der Kanzlei Evers,  
Bremen, oder bei Rechtsanwalt 
Jürgen Evers, Telefon: 0421/69 67 70.
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